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Wirksamkeit überprüfen und
aus Ergebnissen lernen
Wirksamkeitsüberprüfung. Evaluation hat im Bundesamt für Gesundheit (BAG) eine lange Tradition.
Mit dem Auftreten von HIV/Aids zeigte sich für das BAG erstmals ein dringender Bedarf, die Wirkung 
seiner Präventionspolitiken wissenschaftlich und systematisch zu untersuchen. Da sich das Instrument 
der Evaluation auf diesem Gebiet bewährt hat, wurde die Evaluationstätigkeit in anderen Bereichen der 
Prävention und Schadensminderung wie illegale Drogen, Alkohol und Tabak ausgiebig genutzt. 

Interview 

Wie macht man eine wirksame Präven-
tionskampagne? Es braucht «genug
Budget und Zeit, glaubwürdige Absen-
der, positive Botschaften und Humor»,
sagt Heinz Bonfadelli. Der Zürcher 
Publizistikprofessor hat im Auftrag 
des BAG nach Erfolgsrezepten für
Kommunikationskampagnen gesucht
und ein Buch mit praxisorientierten
Tipps veröffentlicht.  >> Seiten 4/5

BRAVO für die Tabakprävention

«Weniger Rauch, mehr Leben!» 
Das neue Motto der Tabakprävention
nehmen sich immer mehr Menschen zu
Herzen: Vor fünf Jahren rauchten in
der Schweiz 33% der Bevölkerung,
letztes Jahr waren es noch 30%. 
Im gleichen Zeitraum ist der Anteil bei
den Jugendlichen zwischen 14 und 19
Jahren von 31% auf 25% gesunken.
Nichtrauchen wird immer mehr zur
Norm. Da kann man nur sagen:
BRAVO!  >> Seite 8

Evaluation wird heute in allen 
Bereichen des Amtes gefördert.

Durch gezieltes Bereitstellen von
wissenschaftlichen Grundlagen für
die Planung, Umsetzung und Opti-
mierung von Projekten, Program-
men und Strategien leistet die Evalu-
ation einen wichtigen Beitrag zur
Steuerung der Aktivitäten des BAG.
Zudem wird der Entwicklung einer
«Evaluationskultur» im Amt eine
grosse Bedeutung beigemessen.

Wirksamkeitsüberprüfung
in der Bundesverwaltung
Seit längerer Zeit werden staatliche

Massnahmen und Interventionen in
Politik und Öffentlichkeit nicht mehr
ausschliesslich durch auf Gesetze ba-
sierende Aufträge legitimiert: Heute
müssen sie auch ihre Wirksamkeit
nachweisen. Liefern die vom Staat
ergriffenen Massnahmen eine adäqua-
te Antwort auf die (ursprüngliche)
Problemstellung? Erreichen sie ihre
Ziele auf wirksame und wirtschaftli-
che (effiziente) Weise? Werden die
Zielgruppen erreicht?

Wirksamkeit, Wirtschaftlichkeit und
Relevanz sind zu zentralen Faktoren
der Beurteilung des «Erfolgs» gewor-
den. Dies führte dazu, dass das Parla-
ment 1999, im Rahmen der Totalre-
vision der Bundesverfassung Artikel
170 (Überprüfung der Wirksamkeit)
in die neue Bundesverfassung auf-
nahm. Die Bestimmung beauftragt
das Parlament, dafür zu sorgen, «dass
die Massnahmen des Bundes auf ihre
Wirksamkeit überprüft werden». Der
in Artikel 170 BV enthaltene Begriff
«Wirksamkeit» geht weit über die
üblicherweise verwendete Begriffs-
bestimmung hinaus. Die Überprü-
fung beinhaltet eine Analyse der
Wirkungen (beabsichtigte und unbe-
absichtigte) sowie der Art und Weise
wie solche Massnahmen und Inter-
ventionen umgesetzt werden. Solche
Wirksamkeitsüberprüfungen sollen
beispielsweise dazu beitragen, die Er-
arbeitung neuer Massnahmen und
die Entwicklung neuer Gesetze und
Verordnungen auf sicherere Grund-
lagen abzustützen, deren Umsetzung

besser auf die Ziele auszurichten und
allgemein die Transparenz staat-
lichen Handelns zu verbessern. 

Innerhalb der Exekutive tragen die
Ämter die Verantwortung für die Über-
prüfung der Wirksamkeit ihrer Mass-
nahmen und die entsprechende Be-
richterstattung. Jedes Amt entwickelt
dazu seine eigene Strategie, welche
die Definition der anzuwendenden
Instrumente und die Zuteilung der
notwendigen finanziellen und perso-
nellen Ressourcen beinhaltet. Die
Verantwortlichen für Evaluation in
der Bundesverwaltung treffen sich
regelmässig in einem informellen
Netzwerk zum Erfahrungsaustausch.
(Weitere Informationen dazu sind 
zu finden auf der Internetseite
www.bj.admin.ch unter > Themen >
Staat & Bürger > Evaluation > Netz-
werk Evaluation)

Instrumente zur Wirksam-
keitsüberprüfung
Es gibt verschiedene Informations-

instrumente, die den Ämtern helfen,
die Ergebnisse ihrer Massnahmen zu
analysieren. Für die «Wirksamkeits-
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Mit dem neuen Internetauftritt
setzt das BAG das einheitliche

Erscheinungsbild der Bundesverwal-
tung um, das künftig für alle Bundes-
ämter gilt. Damit werden auch die
neuen bundesweiten Mindestanfor-
derungen an die Struktur, die Seiten-
gestaltung und die Darstellung des
Inhalts berücksichtigt. Gleichzeitig
wird mit dem neuen Auftritt auch
der behindertengerechten Aufberei-
tung der Seiten Rechnung getragen.
Ziel dieser einheitlichen Vorgaben ist,
dass sich die Benutzerinnen und Be-
nutzer in den verschiedenen Bun-
des-Internetauftritten besser zu-
rechtfinden.

Die Umsetzung des neuen Internet-
auftritts wurde vom Bundesamt für
Informatik und Telekommunikation
begleitet, welches für die Konzeption
und die Einführung sowie den tech-
nischen Betrieb des Webauftritts als Ge-
neralunternehmer verantwortlich war.

Virtueller Auftritt in neuem Kleid
www.bag.admin.ch. Die Internetseite des Bundesamtes für Gesundheit
(BAG) präsentiert sich in einem neuen Auftritt. Sie wurde gemäss den
verbindlichen Vorgaben des Bundes neu strukturiert und gestaltet. 
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prüfungen» betrachtet die Interde-
partementale Kontaktgruppe «Wir-
kungsprüfungen» des Bundes jedoch
Monitoring, Controlling und Evalua-
tion als die wichtigsten Instrumente.
Die konkrete Ausgestaltung und die
Verwendung der Instrumente in der
Praxis variiert zum Teil beträchtlich.
• Monitoring ist die routinemässige,

permanente und systematische
Sammlung und Aufbereitung von
vergleichbaren Daten. Sein Zweck
ist es, den verschiedenen Akteu-
ren staatlicher Massnahmen zu
helfen, Veränderungen und/oder
Trends bei der Umsetzung, beim
Verhalten der Zielgruppen oder
bei den Wirkungen festzustellen.
Seine Aufgabe ist es, über einen
längeren Zeitraum systematisch
Veränderungen zu messen.

• Controlling ist als Führungsin-
strument zu verstehen und um-
fasst den gesamten Planungs- und
Steuerungsprozess in einem be-
stimmen Aufgabenbereich. Sein
Zweck ist es, durch effektive und
effiziente Steuerung von Verfahren
und Prozessen zur bestmöglichen
Zielerreichung staatlicher Mass-
nahmen beizutragen. Das Ergebnis
ist ein permanentes und umfas-
sendes System der Leistungsbeob-
achtung und -beurteilung.

• Evaluation ist ein umfassenderes
Instrument, das zur Beurteilung
von Wirksamkeit von Massnah-
men benutzt wird: Es handelt sich
dabei um gezielte (sich auf spezifi-
sche Fragen richtende) und zeitlich
begrenzte Untersuchungen. Ihr
Ziel ist es, Konzept, Vollzug und

Wirkungen staatlichen Handelns
zu identifizieren und zu messen
und immer auch eine Bewertung
vorzunehmen, inwieweit sie zum
gemeinsamen Wohlergehen beitra-
gen. Evaluation verwendet haupt-
sächlich folgende Beurteilungskri-
terien: Zweckmässigkeit, Wirksamkeit
und Wirtschaftlichkeit.

Optimierung des Handelns 
Das BAG ist daran interessiert, sich

ständig darüber zu vergewissern, ob
es «die richtigen Dinge richtig tut»,
das heisst, zu schauen, ob es das tut,
was es beabsichtigt hat zu tun, und
wie gut es dies tut. Es geht dabei aber
nicht nur darum, Massnahmen zu
rechtfertigen, sondern auch darum,
in Erfahrung zu bringen, wie sie ver-
bessert werden können. Wirksamkeit
wird während der Implementierung
von strategischen Massnahmen auf
verschiedenen Ebenen zu unterschied-
lichen Zeitpunkten gemessen. Bei-
spielsweise wird eine massenmediale
Kampagne oft als eine Massnahme
eines umfassenden Massnahmenpa-
kets, welches eine Verhaltensände-
rung bezweckt, eingesetzt. Demzu-
folge hat sie eine komplementäre
Funktion bezüglich der anderen
Massnahmen. Ihre Hauptrolle ist das
Erreichen der Bevölkerung und das
«ins Bewusstsein rufen» (Sensibili-
sierung) eines Themas der öffent-
lichen Gesundheit; wie zum Beispiel
die Gefahren des Tabakkonsums für
die Gesundheit von Aktiv- und Pas-
sivrauchern. Wirksamkeit wird somit
in Bezug auf den Grad bewertet, zu
welchem die Kampagne bei der Ziel-
gruppe Bewusstsein über das Thema
schaffen konnte. In ähnlicher Weise

beschäftigt sich die Wirksamkeitsüber-
prüfung eines neu zu lancierenden
umfassenden Präventionsprogramms
weniger mit der Frage, ob es seine Haupt-
ziele erreichen kann, sondern viel
mehr mit der Frage, ob das Programm
ohne grössere Probleme gestartet wer-
den kann. In diesem Sinne werden die
Zwischenziele auf dem Weg zum an-
gestrebten Hauptziel zum Hauptfokus
der Wirksamkeitsüberprüfung. Die Gra-
fik auf der Titelseite dieser spectra-
Ausgabe zeigt, wo die Fragen der 
Evaluation ansetzen, um Wirkungsdi-
mensionen (Outputs, Outcomes und
Impacts) eines Programms im Hinblick
auf die Zeit aufzuzeigen.

Im BAG hat Evaluation eine lange
Tradition. Das Amt begann bereits
1987, mit dem Auftreten von HIV/
Aids, damit den Nutzen von Evalua-
tion zu untersuchen. Als es sich mit
dem dringenden Bedarf, einen Plan
zur Vorbeugung von Neuinfektionen
zu erstellen und umzusetzen, kon-
frontiert sah – dies, während die
möglichen Übertragungswege noch
erforscht wurden – gab es den Auf-
trag zur systematischen Evaluation
der Entwicklung und Wirksamkeit
der nationalen HIV/Aids-Präventions-
strategie. Nachdem sich das Instru-
ment der Evaluation im Bereich Aids
langsam etabliert hatte, dehnte das
BAG seine Evaluationstätigkeit nach
und nach auf Massnahmen in ande-
ren Bereichen der Prävention und
Schadensminderung, wie illegale
Drogen, Alkohol und Tabak aus. Die
Studienergebnisse solcher Untersu-
chungen werden systematisch disku-
tiert und dazu genutzt, die weitere
Entwicklung von Zielen und Mass-
nahmen zu beeinflussen. 

Wirksamkeit verbessern
Evaluation liefert Antworten auf

eine Vielzahl spezifischer Fragen zu
Wirkungen von Massnahmen bezüg-
lich Output, Outcome und Impact
(vgl. Graphik auf der Titelseite). Es
kann sich dabei um positive, negati-
ve, erwartete und unerwartete Wir-
kungen handeln. Hauptnutzen von
Evaluation für das BAG ist nicht nur
die Informationsbeschaffung darüber
«was funktioniert». Sie ermöglicht
auch tiefere Einblicke in Wirkungs-
zusammenhänge spezifischer Kon-
texte und Interventionsbereiche.
Was funktioniert, für wen, unter
welchen Bedingungen und zu wel-
chem «Preis» sind die Schlüsselfra-
gen, die sich das BAG stellt, um
«Wirksamkeit» zu beurteilen. Nicht
«Kontrolle» wird bezweckt, sondern
es geht viel mehr darum, zu erken-
nen, wie Politiken, Strategien und
Massnahmen im Hinblick auf Ihre
Wirkung optimiert werden können.

Die Modalitäten und die Organisa-
tion von Evaluation, Monitoring und
Controlling werden im Rahmenkon-
zept Evaluation des BAG detailliert
beschrieben (s. Dokument «Wirk-
samkeitsüberprüfung von Massnah-
men in der öffentlichen Gesundheits-
politik: Strategischer Rahmen, BAG,
2005»). Dieses Dokument und Bei-
spiele von Evaluationsberichten sind
auf der Internetseite des BAG unter
www.health-evaluation.admin.ch 
zu finden). 

Kontakt: Sektion Forschungspolitik,
Evaluation und Berichterstattung
BAG, 3003 Bern.
Evaluation@bag.admin.ch 
www.health-evaluation.admin.ch

Fortsetzung von Seite 1

Vor einem Jahr erweiterte die seit
Jahrzehnten erfolgreiche STOP

AIDS-Kampagne ihr Label um die
Aufforderung LOVE LIFE. Plakate,
Inserate, TV- und Kinospots machten
positiv erlebte – und dank lebens-
bejahendem Selbstschutz unbeschwer-
te – Sexualität zum Thema. Dieser
Strategiewechsel in Richtung Sexual
Health-Konzept wird von 88% der
Befragten gutgeheissen.

Die Evaluation der STOP AIDS-
Kampagne 2005 basiert auf einer re-
präsentativen Umfrage in der Schwei-
zer Bevölkerung bei 521 Personen
sowie 196 Interviews mit Personen, die
gemäss ihrer Werteorientierung nach
dem Modell der Sinus-Milieus ausge-
wählt wurden. Das Modell berück-
sichtigt Wertorientierungen, Lebens-
stile, Alltagsbewusstsein und
ästhetische Präferenzen, nimmt aber
auch Bezug auf die soziale Lage, um
Zielgruppen zu beschreiben.  

Hohe Beachtung 
Die Evaluation (ausgeführt von der

mrc AG) zeigt, dass die STOP AIDS-
Kampagne 2005 wie schon in frühe-
ren Jahren von der Bevölkerung sehr
gut beachtet wurde. 79% der Inter-
viewten erinnern sich an die HIV/
Aids-Präventionskampagne. Die ein-
zelnen Sujets in den verschiedenen
Medien wurden unterschiedlich
stark beachtet: Der TV-Spot zeichnet
sich durch einen überdurchschnitt-
lich hohen Erinnerungswert aus (ge-

stützte Erinnerung 66%). Das Inse-
rat- und Plakatsujet «Frau» hebt sich
mit 35% von den anderen Sujets ab.
Der Kino-Spot wird von 51% der Ki-
nogänger erinnert. Generell sind die
Beachtungswerte in der Westschweiz
und im Tessin etwas tiefer als in der
Deutschschweiz. 

Mit Blick auf die Sinus-Milieus fällt
auf, dass die Erinnerungswerte bei
den «Eskapisten», «Modernen Perfor-
mern» und «Experimentalisten» sehr
hoch sind. Ungenügend sind hinge-
gen die Ergebnisse für die wichtige
Kernzielgruppe, die «Konsumorien-
tierten Arbeiter», welche mit der
Kampagne zu wenig erreicht wurden. 

Gute Akzeptanz 
Ein zentraler Aspekt der Evalua-

tion betraf die Frage, ob die Kampag-
ne 2005 aufgrund ihrer Bildmotive
und Tonalität den Toleranzbereich
der Bevölkerung punkto erotischer
Darstellung im Kontext STOP AIDS
bzw. des Absenders BAG erreicht
oder sogar überschritten hat. Die
Evaluation dieses Punktes zeigt, dass
dies für eine grosse Mehrheit nicht
der Fall war: 84% der Interviewten

Gute Noten für LOVE LIFE – STOP AIDS
Auswertung der Kampagne. Auch der Jahrgang 2005 der HIV/Aids-Präventionskampagne wurde sehr gut beachtet – rund 80% der 
für die Evaluation Interviewten haben sie gesehen. Der Kampagne ist es gelungen, die Safer Sex-Regeln im Bewusstsein der Bevölkerung zu 
verankern, sie ist bei der Mehrheit auf eine breite Akzeptanz gestossen und hat die Grenzen des guten Geschmacks nicht überschritten. 

beurteilen diese Kampagne als
«nicht» oder «eher nicht pornogra-
fisch», nur 7% als «pornografisch».
52% fanden, die Kampagne passe in
Stil und Gestaltung «sehr gut» zu
einem Bundesamt, nur 9% bezeich-
nen die Kampagne 2005 als «über-
haupt nicht passend».

Gerade die Äusserungen zu den
Sujets «Frau» und «Mann» zeigten
deutlich, dass der Präventionsauftritt
2005 im positiven Sinne als neu er-
lebt wird. Die Interviewten begrüs-
sen die neue, explizite bildliche Fo-
kussierung auf den Menschen und
seine Sexualität. Die Kampagne spricht
eine Mehrheit der Befragten an, da
sich die HIV/Aids-Prävention mit der
LOVE LIFE – STOP AIDS-Kampagne
nicht mehr wie früher hinter Symbo-
len und Metaphern versteckt, sondern
nun «das Kind beim Namen nennt». 

Klare Safer Sex-Regeln
Die Evaluation hat weiter unter-

sucht, ob es der Kampagne 2005 ge-
lungen ist, einerseits die Safer Sex-
Regeln («Eindringen immer mit Gummi;
Sperma und Blut nicht in den Mund»)
zu kommunizieren, anderseits die neue

Präventionsbotschaft (Genuss eines
unbeschwerten Liebeslebens durch
die Aufforderung zum lebensbeja-
henden Selbstschutz) zu vermitteln. 

Die Ergebnisse zeigen, dass nahezu
100% der Interviewten wissen, dass
man sich durch die Verwendung eines
Präservativs vor Aids schützen kann
(1. Safer Sex-Regel). Die Safer Sex-
Regel «Blut und Sperma nicht in den
Mund» kennen 47% der Befragten. 

Gezielter ansprechen 
Die Studie kommt zum Schluss,

dass LOVE LIFE mit gewissen inne-
ren Widerständen kämpfte: Die For-
derung, mit derselben Kampagne so-
wohl die unkonventionellen Milieus
als auch die breite Bevölkerung zu
erreichen und dabei gleichzeitig auf
nicht mehr als 10% vehemente Ab-
lehner zu treffen, ist eine schier 
unlösbare Aufgabe. Aufgrund der viel-
fältigen unterschiedlichen Wertvorstel-
lungen in der Bevölkerung ist es kaum
möglich, alle Lebenswelten mit densel-
ben Botschaften und Bildern optimal
anzusprechen. Die Evaluatoren emp-
fehlen deshalb enger gefasste Botschaf-
ten, um einzelnen Zielgruppen über
spezifische Kommunikationskanäle
noch besser erreichen zu können. 

Kontakt: zum Thema Evaluation:
Tanya Kasper (siehe oben) 
zum Thema Kampagnen: 
Adrian Kammer (siehe Seite 3)
www.lovelife.ch
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Aus erster Hand

Warum ist es notwendig, die Wirksam-
keit politischen Handelns zu beurteilen?
Von der öffentlichen Hand wird erwar-
tet, dass sie Effizienz und Wirksamkeit
ihres Handelns offen darlegt, insbeson-
dere in Zeiten allgemeiner Aufgaben-
verzichtsplanungen und Budgetreduk-
tionen. Die Wirksamkeit staatlichen
Handelns ist von grossem öffentlichem
Interesse. Es erstaunt daher nicht, dass
diese oftmals von verschiedenster Seite
(Politiker, Medien, Steuerzahlende und
andere Interessengruppen) in Zweifel
gezogen wird. Sowohl Erbringer als
auch Nutzniesser öffentlicher Politiken
werden dadurch in eine Rechenschafts-
pflicht genommen. Folglich wird erwar-
tet, dass das Aufzeigen von Wirksamkeit
politischer Massnahmen wissenschaft-
lich fundiert ist und dass Bewertungen
sowie Schlussfolgerungen auf unpartei-
ische Weise vorgenommen werden.

Was bedeutet dies für das Gesund-
heitswesen? 
Die Leitziele öffentlicher Gesundheitspoli-
tik reichen heute weit über die traditio-
nellen Grenzen der Krankheitsverhütung
hinaus; neue Herausforderungen wie 
Gewalttätigkeit, Suizid, Sexualität, Stress-
folgen und der Einfluss des sozialen 
Kontextes rangieren ganz oben auf der
Tagesordnung der Gesundheitspolitik. 
Sie können nicht ignoriert werden und
haben auch einen Einfluss auf traditio-
nellere Aufgaben der öffentlichen Ge-
sundheit, wie HIV/Aids, illegale Drogen,
Alkohol- und Tabakkonsum, mit denen
sich das BAG beschäftigt. Programme
und Massnahmen, die geschaffen wur-
den, um solche Herausforderungen anzu-
gehen, sind auch komplexer geworden.
Sie sind immer stärker durch interdiszi-
plinäre Ansätze gekennzeichnet und 
werden zunehmend in Kooperation mit
einem breiten Spektrum von Akteuren
und Institutionen aus dem öffentlichen,
gemeinnützigen/Non-Profit und privat-
wirtschaftlichem Sektor durchgeführt.
Im selben Mass, in dem die gesundheits-
politischen Zielsetzungen komplexer ge-
worden sind, ist auch die Aufgabe der
Wirksamkeitsüberprüfung der öffent-
lichen Gesundheitspolitik anspruchsvoller
geworden. Zur Beurteilung von Wirk-
samkeit werden verschiedene Instrumente
benutzt. Die drei wichtigsten sind Monito-
ring, Controlling und Evaluation. Zu-
sammen erfüllen sie komplementäre
Funktionen. Hauptnutzen von Evalua-
tion im Vergleich zu den beiden anderen
Instrumenten sind die folgenden: Erstens
konzentriert sie sich auf Wirkungen und
Wirksamkeit in Bezug auf den externen
Kontext und zweitens ermöglicht sie tiefe-
re Einblicke um besser zu erklären, 
«was funktioniert hat und was nicht».
Evaluation ist seit längerer Zeit eine gut
etablierte, gängige Praxis im BAG. Der
Artikel zum Thema Wirksamkeitsüber-
prüfung in dieser spectra-Ausgabe zeigt
die Funktion dieses Instruments auf.

Marlène Läubli Loud
Leiterin der Sektion Forschungspolitik,
Evaluation und Berichterstattung 
Bundesamt für Gesundheit

Thema: Wirksamkeit

Das BAG will nicht den Drohfin-
ger erheben, sondern durch eine

bildstarke Umsetzung auf Plakaten
und im TV-Spot den Selbstschutz
beim Geschlechtsverkehr wirksam
ins Bewusstsein der breiten Bevölke-
rung rücken.

Wie schon letztes Jahr steht bei der
neuen LOVE LIFE – STOP AIDS-
Kampagne die Lebensfreude beim
Umgang mit Sexualität im Vorder-
grund (vgl. auch S. 2). Adrian Kam-
mer, Leiter Sektion Kampagnen a.i.
im BAG: «Zu einem unbeschwerten
und lustvollen Liebesleben sollte
Selbstschutz selbstverständlich dazu
gehören.» Dieser Ansatz wird in der
neuen Kampagne aufgenommen. Ge-
zeigt werden Menschen, die nackt,
also ungeschützt, Sportarten ausü-
ben, bei denen das Verletzungsrisiko
hoch ist. Was bei sportlichen Betäti-
gungen wie Fechten, Eishockey oder
Töfffahren eine Selbstverständlich-
keit ist – «Hier schützt man sich ja
auch» – gilt auch für sexuelle Akti-
vitäten. Unnötige Risiken machen
keinen Sinn. Wer sich schützen kann,
der tut es auch. Ein wichtiges Ele-
ment der Kampagne und für den
Selbstschutz sind auch die zwei ein-
fach verständlichen Safer-Sex-Re-

geln: «Eindringen immer mit Gummi»
und «Sperma und Blut nicht in den
Mund». Ziel ist es, dieses Verhalten auch
in den Schweizer Betten zu etablieren:
Selbstschutz aus Liebe zum Leben.

Plakate, Inserate, 
TV-Spot und mehr
Die Botschaften rund um LOVE

LIFE – STOP AIDS werden seit dem 
2. Mai über verschiedene Kommuni-
kationsmittel verbreitet. Eine wichti-
ge Plattform ist auch die Website 
lovelife.ch mit Informationen zur Kam-
pagne und zum Thema HIV/Aids.
Zudem wird LOVE LIFE – STOP AIDS
auch an Events präsent sein, Marke-
ting-Partnerschaften werden weiter-
geführt und ausgebaut. Da die HIV-
Neuinfektionen unter homosexuellen
Männern besonders stark zugenom-
men haben, sind für diese Zielgruppe
zusätzliche Massnahmen geplant.

Making of …
Eine besondere Herausforderung

für den Regisseur des TV-Spots, Lewi,
und für den Fotografen der Print-Su-
jets, Finlay MacKay, war die effekt-
volle Inszenierung der 

Fecht-, Eishockey- und Motorrad-
sequenzen ohne Verletzungsgefahr

für Sportler, Models und Crew und
ohne dass die nackten Darsteller
plump oder lächerlich wirkten.
Gleichzeitig galt es, die spannendsten
Momente festzuhalten. Eine Heraus-
forderung auch für die Spieler des EC
Bülach, die beinahe nackt in der 
klirrenden Kälte der Klotener Eis-
sporthalle Schluefweg dem Puck
nachjagten bis Regisseur und Foto-
graf zufrieden waren. 

Aids muss Thema bleiben
HIV und Aids haben in der gesell-

schaftlichen Wahrnehmung an Ak-
tualität und Bedrohlichkeit verloren,
spätestens seit HIV behandelbar ist.
«Behandelbar, aber nicht heilbar»,
macht BAG- Vizedirektorin Flavia Schle-
gel klar. «Aids ist immer noch eine
potenziell tödliche Krankheit. Aidsprä-
vention muss deshalb in der Öffent-
lichkeit ein Thema bleiben, um eine
breite Bevölkerung für ein vermeint-
lich bekanntes Thema zu sensibilisieren
und zum Selbstschutz zu motivieren.»

Kontakt: Adrian Kammer
Leiter Sektion Kampagnen a.i., BAG
3003 Bern, Tel. 031 323 87 69
adrian.kammer@bag.admin.ch
www.lovelife.ch

LOVE LIFE – STOP AIDS: 
«Hier schützt man sich ja auch»
Selbstschutz als Selbstverständlichkeit. Anfang Mai lancierte das Bundesamt für Gesundheit (BAG)
zusammen mit der Aids-Hilfe Schweiz eine neue LOVE LIFE – STOP AIDS-Kampagne. Sie zeigt nackte Menschen
bei Sportarten wie Fechten, Eishockey oder Töfffahren. Die Nacktheit bringt die Verletzlichkeit des Körpers
und der Claim «Hier schützt man sich ja auch» die Selbstverständlichkeit des Selbstschutzes zum Ausdruck. 
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spectra: Die alles entscheidende
Frage gleich zuerst: Können Kam-
pagnen im Gesundheitsbereich
etwas bewirken?
Bonfadelli: Die Meinungen darüber
haben sich in den letzten 20 Jahren
gewandelt. Lange Zeit war man eher
pessimistisch und erwartete keine
starken Wirkungen. Heute geht man
aber davon aus, dass unter bestimm-
ten Rahmenbedingungen Kampag-
nen durchaus wirksam sein können.
Eine dieser Rahmenbedingungen ist,
dass das inzwischen gewonnene wis-
senschaftliche Basiswissen bei der
Planung und Durchführung von
Kampagnen Anwendung findet.  

Welche guten, erfolgreichen Bei-
spiele können Sie uns nennen?
Ein Klassiker ist sicher die Aidsprä-
ventionskampagne des schweizeri-
schen Bundesamtes für Gesundheit,
aber auch Aidspräventionskampag-
nen im Ausland haben bemerkens-
werte Erfolge erzielt. Zum Erfolg hat
sicher beigetragen, dass ihre Bot-
schaften klar und einfach formuliert
sind. Diese Kampagnen wurden auch
durch systematische wissenschaftli-
che Evaluationsforschung begleitet

und man weiss darum einiges über
ihre Wirkung. Zudem wurden die
Kampagnen im Laufe der Jahre auf-
grund der Evaluationsforschung
immer wieder optimiert – zum Bei-
spiel bezüglich der Erreichung der
Zielgruppen oder der Formulierung
von Botschaften. Davon zeugt die
neueste Version der schweizerischen
LOVE LIFE – STOP AIDS-Kampagne,
welche stärker als frühere versucht,
Aidsprävention im Umfeld positiv er-
lebter Sexualität zu platzieren. 

Ist das Vermitteln von positiven
Botschaften also ein Erfolgsrezept?
Die Evaluationsforschung hat ge-
zeigt, dass die langjährige Praxis,
Kampagnen auf Furchtappelle auf-
zubauen, zwiespältig ist. Furchappel-
le haben negative oder so genannte
Boomerang-Effekte zur Folge, wenn
sie zu stark sind, oder die Zielgruppe
stigmatisieren und in ein negatives
Licht rücken. Heute geht man viel
mehr davon aus, dass man die Ziel-
gruppen bei ihren Bedürfnissen ab-
holen muss, dass man ihnen zeigen
muss, dass das neue, mit der Kampagne
propagierte Verhalten Erfolg verspre-
chend ist und ihnen Vorteile bringt. 

Sie nennen die Aidsprävention als
gutes Beispiel, welches sind miss-
glückte?
Darüber spricht man weniger gern.
Natürlich gibt es Kampagnen, die
nicht optimal konzipiert oder reali-
siert wurden. Generell sind dies mei-
stens Kampagnen, die sich zu wenig
klar auf bestimmte Zielgruppen kon-
zentrieren und deren Botschaften
missverständlich sind. Als Beispiel

könnte man eine Kampagne mit dem
Slogan «Luzi Fehr» nennen, die mit
sehr ironischen Botschaften operiert
hat. Dort hat eine Begleitforschung
gezeigt, dass die Ironie lange nicht
von allen verstanden wurde. Die Ge-
fahr liegt oft darin, dass die Planer
und die Agenturen, welche solche
Kampagnen umsetzen, zu sehr von
ihrem eigenen Vorwissen ausgehen,
und zu wenig berücksichtigen, dass
die Adressaten vielleicht weniger 
gebildet sind und die Botschaften
möglicherweise missverstehen.  

Sie haben für Ihre Studie die
Kampagnen zu Aids-, Tabak- und
Alkoholprävention untersucht.
Welche Noten würden Sie geben
für die BAG-Kampagnen STOP
AIDS, «Alles im Griff?» und «Rau-
chen schadet.._»?
Die beste Note verdient sicher die
Aidspräventionskampagne, weil sie
bezüglich der Botschaften konkret ist
und in ihren unterschiedlichen Vari-
anten sehr zielgruppenorientiert
kommuniziert worden ist. In der Ta-
bakprävention stelle ich eine gewisse
Veränderung im Lauf der letzten
Jahre fest. Positiv aufgefallen ist mir
dabei die Verschiebung des Fokus
von den Rauchern hin zu den durch
das Passivrauchen betroffenen Perso-
nen. Diese Strategie ist eher sozialer
Natur und führt weg von der Stigma-
tisierung der Rauchenden. Die Alko-
holkampagne steht für mich auf Rang
drei, weil hier die Strategie der Bot-
schaften am unklarsten ist. Dies spie-
gelt vermutlich das Umfeld wider,
das hier tatsächlich am schwierigsten
ist. Hier sind etwa die Wirtschaftsver-
bände aktiv, die ihre Umsätze durch
entsprechende Kampagnen gefährdet
sehen. 

In knappen Worten: was steigert
den Erfolg einer Kampagne, was
vermindert ihn?
Es sind viele Faktoren im Spiel. Eine
wichtige Erfolgsvoraussetzung ist es,
die Aufmerksamkeit der Zielgruppe
zu erreichen. Dazu müssen die Kam-
pagnen über ausreichend dotierte
Budgets verfügen und man muss
über eine ausreichend lange Zeit-
spanne aktiv sein. Kurze Interventio-
nen von zwei, drei Monaten bringen
nichts. Der Absender und die Kom-
munikatoren einer Botschaft müssen
glaubwürdig sein. Die Botschaften
sollten positiv formuliert sein, Humor
sollte gegenüber Furchtappellen Vor-
rang haben. Die Botschaften sollten
klar sein und die klar definierten

Zielgruppen müssen über auf sie ab-
gestimmte Medien und Kanäle er-
reicht werden. Junge Leute erreicht
man über Kinospots oder man setzt
Medien ein, die bei jungen Leuten

verbreitet sind wie Internet oder
SMS. Sehr effektiv können auch Bot-
schaften sein, die in einem Unterhal-
tungskontext – zum Beispiel in einer
Fernsehserie – eingebettet sind.
Auch die Werbung versucht immer
mehr, über Sponsoring mit ihren
Botschaften direkt ins Programm zu
gelangen. Weshalb sollte man dies
nicht auch für Prävention und Ge-
sundheitsförderung tun?

Welche Faktoren beeinträchtigen
die Wirksamkeit von Kampagnen?
Wenn die Ziele zu unspezifisch sind,
wenn man sich an die Gesamtbevöl-
kerung richtet und wenn Kampagnen
ohne Situationsanalyse und Evalua-
tionsforschung geplant und umgesetzt
werden. Nur Evaluationsforschung
ermöglicht, aus Fehlern zu lernen und
eine Kampagne zu optimieren. 

Im Bereich Gesundheitsförderung
gibt es ja erstaunlich wenige
Kampagnen. Woran könnte das
liegen? Ist Gesundheitsförderung
ein zu komplexes Thema? 
Ein Grund dürfte darin liegen, dass
staatliche Stellen eine Legitimierung
benötigen, um überhaupt solche
Kampagnen durchführen zu kön-
nen. Dafür wurden die meisten Be-
hördenstellen aber bisher nur im 
Zusammenhang mit Gesundheits-
problemen, die mit hohen gesell-
schaftlichen Folgekosten verbunden
sind – wie Aids, Rauchen, Alkohol-
missbrauch – legitimiert. Generell
präventive Botschaften werden of-
fenbar leicht übersehen, wenn kein
augenfälliges Problem vorhanden ist.
Gewiss ist dies auch die Folge der
knappen Budgets, die dazu führen,
dass man Kampagnen nur dort macht,
wo brennende Probleme anstehen. 

Die Politik löscht also lieber da,
wo es brennt, als dass sie Bränden
vorbeugt? 
Da haben Sie bis zu einem gewissen
Grad Recht. Man unterscheidet zwi-

«Genug Budget und Zeit, glaubwürdig
Interview mit Heinz Bonfadelli. Mittels Kommunikationskampagnen versuchen Behörden und nicht-staatlich
dafür ausgegebene (Steuer-)Geld? Der omnipräsente Spardruck zwingt die Auftraggeber immer mehr, ihr Hand
Gesundheit (BAG) hat der Zürcher Publizistikprofessor Heinz Bonfadelli zusammen mit seinem Mitarbeiter Thom
Werkzeug zur Optimierung von Kampagnen. Wir sprachen mit Heinz Bonfadelli über Erfahrungen und Erfolgsrez

Heinz Bonfadelli

Jörg
Spieldenner
neuer
Abteilungs-
leiter 
Nationale Präventions-
programme. Seit Anfang April
leitet der Mediziner, Präventions-
und Suchtfachmann Dr. Jörg
Spieldenner die Abteilung Natio-
nale Präventionsprogramme
beim Bundesamt für Gesundheit.  

Der 42-jährige wurde im deut-
schen Neunkirchen an der Saar

geboren und studierte nach seiner
Schulzeit Medizin, Chemie und ab-
solvierte die Ausbildung als Diplom-
sportlehrer. Er war unter anderem 
als praktischer Arzt in der Schweiz
und als Experte und Projektleiter in
einem Programm der Europäischen
Kommission zur Reduzierung der
Drogennachfrage in 12 Ländern Zen-
tral- und Osteuropas tätig. Bevor er
2000 als Geschäftsführender Direk-
tor der Nichtregierungsorganisation
International Council on Alcohol and
Addictions (ICAA) nach Lausanne
kam, war er Beauftragter für den Be-
reich «Sucht und Drogen» der Lan-
desregierung Sachsen-Anhalt im Mi-
nisterium für Gesundheit und
Soziales des Bundeslandes Sachsen-
Anhalt. 

Im Dezember 2003 wurde Jörg
Spieldenner Professor an der Fach-
hochschule Westschweiz und dabei
Verantwortlicher für die Ausbildung
in den Bereichen Abhängigkeiten
sowie Gesundheits- und Sozialpolitik
an der Fachhochschule Wallis sowie
Verantwortlicher der Internationalen
Beziehungen an der Fachhochschule
Wallis Gesundheit und Soziales in
Sitten.

Vor kurzem hat er seinen Master in
health economics and management
an der Universität Lausanne erwor-
ben und ist nach Bern umgezogen.

Kontakt:
Jörg Spieldenner
Abteilungsleiter
Nationale Präventionsprogramme
Bundesamt für Gesundheit
3003 Bern
Tel. Sekretariat 031 323 87 11
joerg.spieldenner@bag.admin.ch

«Die beste Note verdient 
sicher die Aidspräventionskam-
pagne des Bundesamtes für 
Gesundheit – ein Klassiker.»

«Kampagnen müssen über
ausreichend dotierte Budgets 
verfügen und eine ausreichend
lange Zeitspanne laufen. Kurze
Interventionen von zwei, drei
Monaten bringen nichts.»
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schen präventiv-vorausschauenden
und reaktiven Massnahmen. Leider
ist es so, dass Kampagnen zur reakti-
ven Schadensminderung nach wie
vor dominieren. Da müsste sich in
Zukunft schon etwas verändern. 
Auf kantonaler Ebene – ich kenne
aus meiner Forschungstätigkeit die
Situation im Kanton Zürich – konn-
te ich in den letzten Jahren eine Ent-
wicklung hin zu allgemein-präventi-
ven Botschaften beobachten, welche
versuchen, die Bevölkerung zu einem

ge Absender, positive Botschaften und Humor.»
he Organisationen, die Bevölkerung von gesundheitsschädigendem Verhalten wegzubringen. Können solche Kampagnen etwas bewirken, lohnt sich das
deln zu legitimieren und durchgeführte Präventionskampagnen sorgfältig zu planen, umzusetzen und auszuwerten. Im Auftrag des Bundesamts für 
mas Friemel die Wirksamkeit von Gesundheitskampagnen unter die Lupe genommen. Das Buch über diese Studie enthält zudem ein praxisorientiertes 
zepte.

gesundheitsbewussten Ver-
halten in den Bereichen
Bewegung, Ernährung und
Entspannung hinzuführen.
Der Kanton Zürich hat bei-
spielsweise eine Broschüre
mit Gesundheitstipps an
alle Haushalte verschickt.

Worin besteht der we-
sentliche Unterschied
zwischen einer kommer-
ziellen Werbe- und einer
Gesundheitskampagne?
Die Botschaften von Ge-
sundheitskampagnen sind
wesentlich komplexer und
das angestrebte Verhalten
des Zielpublikums ist
schwieriger zu beeinflus-
sen. In der Werbung geht es
vor allem darum, Kunden
oder potenzielle Kunden
dazu zu bringen, bestimm-
te Produkte zu kaufen,
während im Gesundheits-
bereich eingespielte Ver-
haltensweisen verändert
werden sollen, was we-
sentlich schwieriger zu er-
reichen ist. 

Die Mechanismen, aufgrund derer
man zu beeinflussen versucht, sind
grob gesagt die gleichen. Man muss
sowohl bei Werbe- wie auch bei Ge-
sundheitskampagnen eine Problem-
analyse durchführen, man muss in
beiden Bereichen überlegen, welche
Zielgruppen man ansprechen will,
welche Ziele man setzt und welche
Strategien man verwendet. Unter-
schiede bestehen auf der Ebene der
Legitimation der Kampagne. Wäh-
rend in der Werbung Firmen im Ei-
geninteressen handeln, werden Ge-
sundheitskampagnen im Interesse
der Zielgruppe und/oder der Gesamt-
bevölkerung durchgeführt, um Ver-
haltensweisen, welche für den 
Einzelnen oder für die Gesamtbevöl-
kerung schädlich sind – etwa, indem
sie Kosten verursachen – zu bekämp-
fen. Die Strategien unterscheiden
sich deshalb in den meisten Fällen;
oft sind Gesundheitskampagnen nur
wirklich erfolgreich, wenn man die
kommunikativen Massnahmen kop-
peln kann mit zusätzlichen gesetz-
lichen Massnahmen oder ökonomi-
schen Konsequenzen. 

In ihrem Buch steht, dass die 
Verknüpfung von Informations-
kampagnen mit Sanktionen oder
der Androhung von Sanktionen
Erfolg verspricht. 
Als Beispiel können wir hier die Tabak-
prävention nehmen. Es ist schwierig,
hier wirkungsvolle Kampagnen zu
lancieren, weil die Bevölkerung ein-
erseits ständig sehr effektiven Bot-
schaften der Zigarettenwerbung aus-
gesetzt ist und weil andererseits
beispielsweise in Restaurants nach
wie vor keine rauchfreien Zonen ein-
gerichtet werden. Letzteres könnte
die Wirksamkeit einer Kampagne zur
Tabakprävention entscheidend ver-
bessern. 

Sie empfehlen also, auf Schock-
botschaften zu verzichten, aber
Sanktionen anzudrohen. Also

müsste eine Kampagne gegen 
Alkohol im Strassenverkehr nicht
Fotos von schlimmen Unfällen
zeigen, aber das Risiko, den Füh-
rerschein zu verlieren in Erinne-
rung rufen?
Eine gute Möglichkeit! Meistens ist
es ungünstig, die Verhaltenweisen,
die man verändern möchte, in der
Kampagne zu visualisieren. Neh-
men wir das Beispiel der Alkohol-
kampagne des BAG, welche Alko-
holgläser zeigt. Wenigstens sind
diese in einer minimierten, fast
schon abstrakten Art dargestellt.
Idealerweise sollte man aber die er-
wünschten Verhaltensweisen zeigen
oder auf Belohnungsmöglichkeiten
hinweisen. 

Nun gibt es ja Themen, wo Kon-
sens besteht, niemand hat etwas
gegen die Aidsbekämpfung. Aber
mit Kampagnen gegen Alkohol-
oder Tabakmissbrauch kommt
man sofort den Interessen der
entsprechenden Industrie in die
Quere. 
Natürlich sind dort grosse wirtschaft-
liche Interessen von Handel, Indu-
strie und den entsprechenden Ver-
bänden im Spiel. Die Tabakindustrie
ist ja so weit gegangen, dass sogar die
Forschung beeinflusst worden ist.
Grundsätzlich sind zwei Strategien
möglich: die eine ist es, die Stakehol-
der mit einzubeziehen und zu versu-
chen, gemeinsam mit ihnen Kam-
pagnen zu machen oder eine
Strategie der Konfrontation. In Skan-

dinavien und den USA waren solche
Kampagnen, die sich an die Tabakin-
dustrie richteten bzw. aufdeckten,
mit welchen Mitteln diese die Bevöl-
kerung zu manipulieren versuchte,
relativ erfolgreich. Ein rechtlich si-
cherlich problematischer Bereich,
der nicht ohne entsprechende Absi-
cherung funktioniert. 

In diesem Zusammenhang taucht
natürlich auch folgende Frage
aus: Wie wichtig ist die Glaub-
würdigkeit des Absenders?
Die Glaubwürdigkeit ist wichtig, sie
erhöht die Wirksamkeit der kommu-
nikativen Botschaft. Glaubwürdig-
keit kann aber Verschiedenes bedeu-
ten: Ein attraktiver Kommunikator
kann die Glaubwürdigkeit erhöhen –
wie wir das am Beispiel der LOVE
LIFE STOP AIDS-Kampagne gesehen
haben, die mit prominenten Filmre-
gisseuren und Schauspielerinnen
warb. Man kann aber auch auf Ex-
perten setzten. Bei jungen Leuten
dürften attraktive Kommunikatoren,
die sie als Idole verehren und mit
denen sie sich identifizieren können,
den grösseren Stellenwert haben.
Solche Persönlichkeiten dürfen aber

Unser Gesprächspartner

Prof. Dr. Heinz Bonfadelli, geboren
1949, studierte Sozialpsychologie,
Soziologie und Publizistikwissen-
schaft an der Universität Zürich.
1992 Habilitation mit einer Studie
zur Wissenskluft-Forschung. Seit
1994 Extraordinarius und seit
2000 Ordinarius für Publizistikwis-
senschaft an der Universität Zü-
rich. Arbeitsschwerpunkte: Kinder
und Medien, Medieninhaltsfor-
schung, Medienwirkungsfor-
schung, Online-Kommunikation,
Wissenschafts-, Umwelt und Risi-
kokommunikation.

Das Buch
Staatliche und gemeinnützige In-
stitutionen führen zunehmend 
öffentliche Kommunikationskam-
pagnen als Mittel zur Aufklärung,
Erziehung und Verhaltensände-
rung durch. Gleichzeitig wurden in
der Kommunikationswissenschaft
die notwendigen theoretischen
Grundlagen hierzu entwickelt und
empirische Evaluationen solcher
Kampagnen durchgeführt.
Das im Januar 2006 erschienene
Buch «Kommunikationskampag-
nen im Gesundheitsbereich» bie-
tet eine systematische Einführung
sowohl in die theoretischen Grund-
lagen als auch die empirischen Be-
funde der aktuellen Kampagnen-
forschung. Darüber hinaus wird
anhand konkreter Beispiele aufge-
zeigt, wie kommunikationstheore-
tisches Wissen für die konkrete
Planung, Durchführung und Evalu-
ation von Kampagnen fruchtbar
gemacht werden kann. Im Fokus
des Buches steht der Gesund-
heitsbereich mit den zentralen
Themen Sucht und Aids. 

Kommunikationskampagnen 
im Gesundheitsbereich
150 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-579-7, CHF 42.–,
UVK Verlagsgesellschaft, Konstanz

nicht von der eigentlichen Kampag-
nenbotschaft ablenken. 

Sie haben in ihrem Buch ein In-
strumentarium zur Verbesserung
entwickelt – die so genannte
Toolbox, die man ganz praxisbe-
zogen in verschiedenen Projekt-
phasen als Werkzeug zur Kam-
pagnenoptimierung beiziehen
kann. Wird dieser «Werkzeugka-
sten» bereits angewendet? 
Der Buchpublikation liegt ein Auf-
trag des BAG zugrunde, der zu einem
Teil darin bestand, ein solches Instru-
mentarium zur Optimierung von Pla-
nung und Monitoring von Kampag-
nen zu entwickeln. Wir durften
dieses im BAG vorstellen und sind
auf positives Echo gestossen. Meines
Wissens wird das Instrument für die
Verbesserung bestehender und bei
der Ausarbeitung neuer Kampagnen
bereits eingesetzt.   
Das BAG hat das Instrument durch
die Buchpublikation auch weiteren
Kreisen zugänglich gemacht und ich
hoffe, dass auch andere Organisatio-
nen – etwa die SUVA oder Gesund-
heitsförderung Schweiz – darauf zu-
rückgreifen werden. 

Spardruck auf allen Ebenen führt
zu einem grösseren Rechtferti-
gungsbedürfnis. Kann Ihr Instru-
ment zu mehr Effizienz führen, so
dass wir mehr Kampagnenwir-
kung für die ausgegebenen Steu-
ergelder bekommen?
Ich bin überzeugt, dass wir heute im
Bereich der Präventionskampagnen
einen bedeutenden Schritt weiter
sind als vor zehn, 15 Jahren. Ich
hoffe, dass auch unsere Publikation
dazu beiträgt, die Effizienz von Ge-
sundheitskampagnen zu erhöhen.
Man muss sich aber gleichzeitig be-
wusst sein, dass mittels kommunika-
tiver Massnahmen nur begrenzt auf
das Verhalten der Bevölkerung ein-
gewirkt werden kann. Gesundheits-
kampagnen sind nur ein Einflussfak-
tor unter vielen und können darum
nur wirksam werden, wenn sie in ein
entsprechendes Umfeld eingebettet
sind, zu dem auch gesetzliche Rah-
menbedingungen gehören, die klare
Grenzen für unerwünschtes Verhal-
ten setzen oder gesundheitsförderli-
ches Verhalten belohnen. 

«Gesundheitskampagnen
sind nur ein Einflussfaktor unter
vielen und können darum nur
wirksam werden, wenn sie in ein
entsprechendes Umfeld eingebet-
tet sind.»



Chancengleichheit für Eingewanderte 
Caritas-Fachstelle für Gesundheit und Integration: Die von der Caritas in der Ostschweiz seit sechs Jahren geführte Fachstelle setzt sich
das Ziel, dass Migrantinnen und Migranten einen direkten Zugang zum Schweizer Gesundheitssystem und eine angemessene Behandlung, Beratung
und Betreuung erhalten. Das Bundesamt für Gesundheit hat seine Unterstützung für die bewährte Integrationsarbeit um zwei Jahre verlängert. 
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Die Verlängerung der Laufzeit bis
Ende 2007 ermöglicht es, die

laufenden Projekte sinnvoll zu been-
den und die Ergebnisse der Global-
evaluation der Bundesstrategie in die
Neuformulierung einer Nachfolge-
strategie aufzunehmen. Die Erarbei-
tung dieser Nachfolgestrategie «Mi-
gration und Gesundheit» erfolgt
unter der Federführung des Bundes-
amtes für Gesundheit (BAG) unter
Einbezug des Bundesamtes für Mi-
gration (BFM) und der Eidgenössi-
schen Kommission für Ausländerfra-

gen (EKA) und orientiert sich an den
Resultaten der Globalevaluation, des
Gesundheitsmonitorings der schwei-
zerischen Migrationsbevölkerung,
der Grundlagenforschung im Bereich
«Migration und Gesundheit» sowie
an nationalen und internationalen
Trends. Zusätzlich sollen folgende
qualitative Kriterien erfüllt werden: 
• Orientierung am Bedarf von Mass-

nahmen zur Verbesserung der Ge-
sundheit, des Gesundheitsverhaltens
sowie des Zugangs zur Gesundheits-
versorgung der Zielgruppe(n).

Eine Nachfolgestrategie wird erarbeitet
«Migration und Gesundheit». Das Bundesamt für Gesundheit engagiert sich seit über 15 Jahren im Bereich Migration und Gesundheit, für
ein offenes Gesundheitssystem in einer pluralistischen Gesellschaft. Im Jahr 2002 hat der Bundesrat eine breit abgestützte Bundesstrategie «Mi-
gration und Gesundheit 2002 – 2006» gutgeheissen und im Mai 2005 um ein Jahr verlängert. Dabei hat er gleichzeitig den Auftrag gegeben, eine
Nachfolgestrategie ab 2008 auszuarbeiten. 

Eingewanderte sind im Schweizeri-
schen Gesundheitssystem in man-

cher Hinsicht benachteiligt. Das liegt
daran, dass sie ungenügend über das
hiesige Gesundheitssystem informiert
sind, dass die bestehenden Angebote
ihre speziellen Bedürfnisse zuwenig
berücksichtigen und dass es den Fach-
leuten vielfach an transkultureller

Kompetenz fehlt. Mangelhafte Ver-
stän-digung führt dabei oft zu ineffi-
zienten Behandlungen und dazu, dass
Krankheiten chronisch werden. Um
dieser Situation zu begegnen, hat Ca-
ritas Schweiz mit Unterstützung des
Bundesamtes für Gesundheit (BAG)
im Jahr 2000 die Fachstelle Gesund-
heit und Integration in der Ost-
schweiz (Kantone SG, AR, AI, TG, SH
und GR) eingerichtet. Sie wendet sich
in erster Linie an die Fachleute des Ge-
sundheits-, Sozial- und Bildungsbe-
reichs, eine sekundäre Zielgruppe sind
Entscheidungsträger und Organisatio-
nen in diesem Bereich. Sie wird von
einer Gruppe aus Fachleuten der Re-
gion begleitet, die permanent die Be-
darfsorientierung der Fachstelle si-
cherstellt. Knapp die Hälfte der Kosten
trägt das BAG, den Rest die Kantone,
Stiftungen und die Caritas selber. Die
Dienstleistungen werden den Kunden
soweit wie möglich selber belastet. 

Integration verbessern
Eine bessere Gesundheitsversor-

gung führt gleichermassen zu einer
besseren Integration, so die Philoso-
phie. Die Betroffenen sollen eine an-
gemessene Behandlung erhalten.
Diese ist auf ihre migrationsbedingte
Lebenssituation zugeschnitten, leistet
die sprachliche Übersetzungsarbeit,
nutzt transkulturelles Wissen und be-
stehende Netzwerke. Unnötige Kosten
durch nicht adäquate Behandlungen
können so eingespart werden, ein po-
sitiver Nebeneffekt. Ein weiterer posi-
tiver Nebeneffekt: Eine Behandlung,

Kurz und bündig: Informationen über die 
Umsetzung der Bundesstrategie «Migration
und Gesundheit 2002 – 2007»

welche die individuelle Situation der
PatientInnen berücksichtigt, kommt
nicht nur MigrantInnen zu gute.

Bekannt und bewährt
Der bei der Fachhochschule Solo-

thurn Nordwestschweiz in Auftrag
gegebene Evaluationsbericht für die
3-jährige Pilotphase 2000–2003 hob
den hohen Bekanntheitsgrad, die als
sehr gut befundene Qualität der An-
gebote und der Informationsinstru-
mente (insbesondere der Newsletter),
die praxisnahen In-House-Weiterbil-
dungen sowie das Regionalstellen-
modell, welches ein Angebot von 
bedürfnisorientierten Leistungen er-
laubt, hervor. Die Angebote der

Neue Forschungs-

ergebnisse: 

«Gesundsein in der

Migration»

Im Rahmen der Bundesstrategie
«Migration und Gesundheit 2002–
2007» wurden Schwerpunkte für
die Grundlagenforschung im Be-
reich «Migration und Gesundheit»
definiert. Anhand einer Ausschrei-
bung konnten Forschende im Jahre
2003 ihre Projekte zu diesen Schwer-
punkten einreichen. Das BAG traf
eine Auswahl und gab neun For-
schungsprojekte in Auftrag.
Zu den bereits publizierten For-
schungsergebnissen ist neu die
Studie «Gesundsein in der Migra-
tion» hinzugekommen. Alle
Schlussberichte sind auf der Web-
seite der Sektion Chancengleich-
heit und Gesundheit des BAG ab-
rufbar, unter www.bag.admin.ch >
Gesundheitspolitik > Chancen-
gleichheit > Migration und Ge-
sundheit > Forschung: Projekte. 

Ende März hat das Bundesamt für
Gesundheit (BAG) den Zwischen-
stand der Bundesstrategie Migra-
tion und Gesundheit 2002–2007 in
einer kurzen, prägnanten Publika-
tion zusammengefasst. «Auf dem
richtigen Weg» betitelt BAG-Vizedi-
rektor Christian Affolter sein Edito-
rial und auf weiteren sechs Seiten
werden die wichtigsten Erfahrun-
gen, Erfolge und Herausforderun-
gen präsentiert, gegliedert nach den
fünf Handlungsfeldern «Bildung»,

«Information, Prävention, Gesund-
heitsförderung», «Gesundheitsver-
sorgung», «Therapie- und Betreu-
ungsangebote für Traumatisierte im
Asylbereich» und «Forschung».

Die Publikation kann online in
Deutsch und Französisch bezogen 
werden unter www.bag.admin.ch
> Gesundheitspolitik > Chancengleich-
heit > Migration und Gesundheit 
> Downloads

• Einbezug von Entwicklungen im
Public Health-Bereich des natio-
nalen und internationalen Kon-
textes im Themenbereich Chancen-
gleichheit und Gesundheit (vor
allem bei WHO und Europarat).

• Einbezug der Entwicklungen im
Bereich der schweizerischen Inte-
grationspolitik (Stichworte: Inte-
gration, pluralistische Gesellschaft,
Antidiskriminierung, Umgang mit
Diversität). 
In einer ersten Phase wird die zu-

künftige Ausrichtung auf der Basis

der vom Schweizerischen Forum für
Migrations- und Bevölkerungsstu-
dien (SFM) im Auftrag des BAG er-
arbeiteten Grundlagen definiert. In
einer zweiten Phase erfolgt die For-
mulierung der Nachfolgestrategie,
die dem Bundesrat im Frühling 2007
zur Verabschiedung unterbreitet wird.

Kontakt: Thomas Spang
Leiter Sektion Chancengleichheit und
Gesundheit, BAG, 3003 Bern
thomas.spang@bag.admin.ch

Fachstelle weisen eine hohe Qualität
aus, was auch der 1. Preis der CSS-
Stiftung zeigt, den sie für das Projekt
«Geburtsvorbereitungskurse» im Früh-
jahr 2004 entgegen nehmen durfte. 

Die Fachstelle bemüht sich auch
um eine gute Vernetzung mit natio-
nal tätigen Organisationen und Pro-
jekten – unter anderem mit dem Pro-
jekt Migrant friendly hospitals MFH,
der Internetplattform migesplus.ch
oder mit Akteuren des Themenbe-
reichs reproduktive Gesundheit. 

Kontakt: Rahel Gall Azmat, BAG
3003 Bern, Tel. 031 324 10 39
rahel.gallazmat@bag.admin.ch
www.caritas.ch/gesundheit

Die Caritas-Fachstelle trägt dazu bei, sprachliche und kulturelle Barrieren abzubauen.
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Der Nationalrat überwies am 8.
März mit 98 zu 72 Stimmen eine

Motion von Jean-René Germanier,
Walliser FDP-Nationalrat, Wein- und
Spirituosenfabrikant, an den Bundes-
rat. Die Ratsmehrheit will überprü-
fen lassen, ob die Fiskalaufgaben der
Eidgenössischen Alkoholverwaltung
(EAV) an die Oberzolldirektion über-
tragen werden können. Zudem soll
abgeklärt werden, ob die Aufgaben
der Prävention vom Bundesamt für
Gesundheit (BAG) übernommen wer-
den sollen. Die Alcosuisse als Profit-
center der EAV will die bürgerliche
Ratsmehrheit privatisieren und auch
das Einfuhrmonopol der EAV auf 
Alkoholika mit 80 oder mehr Volumen-
prozenten soll fallen. Der Motionär
verspricht sich von der Umstruktu-
rierung der Alkoholverwaltung Ein-
sparungen. Erfolglos stellte sich Bundes-
rat Hans-Rudolf Merz gegen die
Motion. Ein Teil der aufgeworfenen
Fragen sei bereits geprüft, ein Teil in
Umsetzung. Die Alkoholverwaltung
sei immer wieder organisatorisch
hinterfragt worden, sagte Merz. Der
Bundesrat verspricht sich denn auch
von der geforderten Umstrukturierung
wenig Synergien und Einsparungen. 

Lucien Erard, Direktor der EAV,
sieht den politischen Vorstoss zur Ab-
schaffung der EAV vor dem wirtschaft-
lichen Hintergrund: «Für die grossen
Industriegruppen, welche den Welt-
markt der Spirituosen dominieren, ist
die Eidgenössische Alkoholverwal-
tung zu effizient und zu dynamisch.
Sie würden bei den Steuern und den
Einschränkungen von Marketing
und Werbung lieber behandelt wie
die Bier- und Weinproduzenten.» 

Besteuern heisst auch:
steuern
Während aus historischen Grün-

den in der Schweiz die Spirituosen
stark besteuert werden, gibt es auf
Bier nur eine sehr kleine Abgabe,
Wein und vergorene Obstsäfte wer-
den nicht besteuert. Diese Inkohä-
renz gibt immer wieder zu Kritik An-
lass: Präventionsfachleute fordern eine
konsequente, den unterschiedlichen
Getränken angepasste Besteuerung
aller Alkoholika, da längst wissen-
schaftlich nachgewiesen ist, dass die
Höhe des Preises (also der Steuern)
einen massgeblichen Einfluss auf den
Konsum hat. Also lassen sich die 
fiskalischen Aspekte der Alkoholpo-
litik von den präventiven nicht tren-
nen, ohne dass die Gesundheitsanlie-
gen zu kurz kommen. Die aktuelle
Diskussion um die Biersteuer – sie
soll als reine Fiskalsteuer ohne Ge-
sundheitsaspekte verankert werden
– macht dieses Dilemma deutlich.
«Wie soll man die Präventionsaufga-
be von der fiskalischen trennen?
Unser Beitrag an die Alkoholpräven-
tion ist doch gerade das Erheben von
Steuern», klagt Lucien Erard über
das weit verbreitete Missverständnis.
«Sollte das BAG die Präventionsauf-
gabe der EAV übernehmen, müsste
das Gesundheitsamt also folgerichtig
Steuern erheben und den Alkohol-
markt kontrollieren!»

Alkohol ist kein 
gewöhnliches Konsumgut
Alkohol ist kein gewöhnliches

Konsumgut, der Schnaps schon gar
nicht. Mit den Problemen, welche
der Missbrauch von Spirituosen mit

Die Alkoholverwaltung leistet wirkungsvolle Prävention 
Alkoholpolitik und Prävention. Der Nationalrat will die Aufgaben der Eidg. Alkoholverwaltung teilweise auf die Oberzolldirektion, 
teilweise auf das Bundesamt für Gesundheit verteilen. Diese vermeintliche Entflechtung wäre ein Bärendienst für die Volksgesundheit. Denn 
die Alkoholsteuer ist das wirksamste und kostengünstigste Instrument gegen Alkoholmissbrauch. 

sich bringt, waren bereits die Grün-
derväter unseres Bundesstaates kon-
frontiert. Sie reagierten mit der Be-
steuerung der meist konsumierten
Spirituosen. Der Konsum ging mas-
siv zurück, die Patrons konnten wie-
der auf leistungsfähige, weil nüchter-
ne Arbeiter zählen. Obwohl die
heutige Situation nicht mit jener der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts
zu vergleichen ist: Der Alkoholmiss-
brauch kostet die Schweizer Volks-
wirtschaft weit über sechs Milliarden
Franken pro Jahr. Die Steuer auf den
Spirituosen ist massgeblich verant-
wortlich dafür, dass dieser Schaden
nicht noch steigt.

Fraglicher Spareffekt
Steuern sind das wichtigste Prä-

ventionsinstrument. Das ist unum-
stritten. Das Erheben der Steuern auf
Spirituosen ist allerdings eine
schwierige Aufgabe und administra-
tiv aufwändig. Wenn dieses Instru-
ment staatlicher Gesundheitspolitik
auch künftig zielgerichtet eingesetzt
werden soll und wenn gewährleistet
bleiben soll, dass die Steuern auch
wirklich bezahlt werden, so muss
dies durch ein kleines, effizientes
Amt getan werden, welches über das
langjährige Know-how zur optima-
len Kombination der verschiedenen
Kontrollmöglichkeiten im Spirituo-
senbereich verfügt. Nur die effizien-
te Erhebung der Alkoholsteuer ge-
währleistet Nettoeinnahmen von
rund 250 Millionen Franken pro
Jahr. «Es braucht einige Erfahrung,
die Steuern bei mehr als 150'000 Per-
sonen, die Spirituosen brennen, zu
erheben», erläutert Lucien Erard.

Wenn die Steuererhebung im Spiri-
tuosenbereich qualitativ gleichwertig
bleiben soll, so wäre dies bei einer
Neuverteilung der Aufgaben inner-
halb der Bundesverwaltung mit
einem Transfer der gesamten Beleg-
schaft in ein anderes Amt verbun-
den. Der Spareffekt eines solchen
Umbaus ist fraglich.

«Die EAV ist ein Amt, das seine Tä-
tigkeiten und Strukturen permanent
an neue Gegebenheiten anpasst und
fähig ist, Potenzial zur Effizienzstei-
gerung zu erkennen und umzuset-
zen», sagt Lucien Erard. Nur schon
der Blick auf die Mitarbeitendenzah-
len der vergangenen Jahre belege
dies auf eindrückliche Weise: Von
den 260 Mitarbeitenden im Jahr
1985 blieben 2005 noch 153 übrig. 

Bier: Massives Problem
Welche dringlichen Probleme ste-

hen im Alkoholbereich nach Ansicht
des EAV-Direktors an? «Der Preis
spielt gerade bei jungen Leuten eine
sehr wichtige Rolle», sagt Lucien
Erard. «Das Problem der Alcopops 
ist dank der von uns eingeführten
Sondersteuer weitgehend verschwun-
den, dafür haben wir ein massives
Problem mit dem Bier. Ein halber
Liter ist – bei häufigen Sonderange-
boten – für weniger als 50 Rappen zu
haben. Um dem Alkoholmissbrauch
von Jugendlichen wirkungsvoll zu
begegnen brauchen wir dringend hö-
here Biersteuern.»

Kontakt: Anne Lévy, Leiterin Sektion
Alkohol, BAG, 3003 Bern
Tel. 031 325 12 66
anne.levy@bag.admin.ch

Fusionierte Drehscheibe für die Suchthilfe
INFODROG. In der Suchthilfe wurden die Kräfte gebündelt: Aus der Schweizerischen Koordinationsstelle für stationäre Therapieangebote im 
Drogenbereich (KOSTE) und der Schweizerischen Fachstelle für Schadenminderung im Drogenbereich (FASD) ist neu die Schweizerische 
Koordinations- und Fachstelle Sucht entstanden.

INFODROG ist die gemeinsame Ko-
ordinations- und Fachstelle im

Suchtbereich des Bundesamtes für
Gesundheit (BAG) und der Schwei-
zerischen Konferenz der kantonalen
SozialdirektorInnen. Sie soll zu einem
vielseitigen, qualitativ angemessenen
und für Hilfesuchende gut zugäng-
lichen Angebot der Suchthilfe und
Schadenminderung beitragen.

Ausschlaggebend für den Zu-
sammenschluss waren einerseits in-
haltlich-fachliche Gründe, mit zu-
nehmend mehr überschneidenden
Fragestellungen. Andererseits ent-
spricht die gemeinsame Organisation
auch dem Bedürfnis nach einer ge-
meinsamen Stelle für Koordinations-
und Fachfragen in Bezug auf Thera-
pie (ambulant und stationär) und
Schadenminderung im Suchtbereich.

Vielfältige Aufgaben
INFODROG fördert und unter-

stützt im Auftrag des BAG die Viel-
falt, Zugänglichkeit, Qualität, Weiter-
entwicklung und Vernetzung des
Angebots im Bereich Sucht auf den
Ebenen Bund, Kantone, Gemeinden
und Institutionen. Die wichtigsten
Aufgabenbereiche von INFODROG
beziehen sich auf die Säulen Thera-

pie und Schadenminderung, wobei
enge Verbindungen zu den Säulen
Prävention und Repression unterhal-
ten werden:
• Information und Dokumentation

über Angebote und Entwicklungen
im Bereich der Suchthilfe durch
die Bereitstellung von entsprechen-
den Materialien (Datenbanken,
Internetplattform www.infoset.ch,
Broschüren, Handbücher etc.)

• Beratung und Unterstützung von
Einrichtungen oder Projekten bei
Konzeptänderungen, Platzierungs-
oder Koordinationsfragen

• Mitarbeit oder Lancierung von
Projekten in aktuellen Fachthe-
men wie Qualität, Gender, Migra-
tion, Indikation, Finanzierung u.a.

• Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Akteurs-
gruppen, zum Beispiel durch die
Unterstützung oder Organisation
von Fachgruppen oder regionalen
sowie nationalen Veranstaltungen.

Darüber hinaus steht INFODROG
als unabhängige Ombudsstelle Klient-
Innen und PatientInnen sowie deren
Angehörigen, Fachleuten von statio-
nären Einrichtungen, ambulanten
Beratungsstellen oder VertreterInnen

von Gemeinden und Kantonen bei
Problemen oder strittigen Entschei-
dungen zur Verfügung.

Impulsfonds
Im Auftrag und in enger Zu-

sammenarbeit mit dem BAG ist 
INFODROG ausserdem zuständig für
die Führung des so genannten «Im-
pulsfonds Therapie und Schaden-

minderung». Mit Mitteln aus diesem
Fonds werden Projekte und Innova-
tionen unterstützt und gefördert.

Kontakt: INFODROG, Eigerplatz 5
3000 Bern 14, Tel. 031 376 04 01
office@infodrog.ch
www.infodrog.ch

Das Team von Infodrog: Vorne (v.l.): Ueli Simmel, Doris Samaniego, Alison Chisholm, Franziska Eckmann,
Peter Menzi; hinten: Roberto da Pozzo, Marianne König, Nicolas Dietrich. Auf dem Bild fehlen: Patricia Broillet und
Aline Keller.
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In der Tabakprävention hat sich
in der Schweiz in den letzten

fünf Jahren viel bewegt: Die
Schweiz, insbesondere die Ju-
gendlichen, rauchen weniger.
2001 rauchten in der Schweiz
33% der Bevölkerung, 2005
waren es noch 30%. 2001 rauch-
ten 31% der Jugendlichen zwi-
schen 14 und 19 Jahren, 2005
waren es noch 25%. Bei den täg-
lichen Raucherinnen und Rau-
chern weist die Schweiz heute
einen Wert von 21% aus. Die Öf-
fentlichkeit geht sensibler mit
dem Thema Rauchen um als noch
vor wenigen Jahren. Die Men-
schen wissen um gesundheitliche
Gefahren und Risiken des Tabak-
konsums und des Passivrauchens.
Immer mehr setzen sich dafür ein,
die Nichtrauchenden vor den Ge-
sundheitsschäden des Passivrau-
chens zu schützen und wünschen
einen engagierten Jugendschutz durch
höhere Preise, ein Abgabeverbot und
eine Regulierung der Tabakwerbung.
In fast allen Kantonen sind parla-
mentarische Vorstösse überwiesen
und entsprechende Gesetze teilweise
vorliegend oder schon verabschiedet.

Bravo – die neue Kampagne
Auf diese positive Entwicklung

reagiert das BAG mit einer Neuaus-
richtung seiner Tabakpräventions-
kampagne. Das neue Logo «Bravo!»
kommuniziert, was heute an vielen
Orten bereits erlebbar ist und was
viele Menschen direkt zu spüren
bekommen: Weniger Rauch bedeu-
tet mehr Leben. Die Kampagne
zeigt Menschen, die rauchfreie

Räume geschaffen haben. Sie macht
damit konkrete Erfolge der Tabak-
prävention sichtbar und fordert auf,
sich weiterhin für die Tabakpräven-
tion einzusetzen. Damit festigt die
Kampagne den Paradigmenwechsel
– Nichtrauchen ist die Norm.

Die neue Kampagne präsentiert
eine sich verändernde Schweiz, und
gratuliert mit authentischen Beispie-
len den Schulklassen, die freiwillig
auf das Rauchen verzichten, den
Unternehmungen, die jetzt schon
rauchfreie Arbeitsplätze eingerichtet
haben, den Sportvereinen, die sich
für einen rauchfreien Sport stark 
machen, dem Öffentlichen Verkehr
sowie den rauchfreien Restaurants.
Als bekannte Sportler konnten die

Schweizer Fussball-Nationalspieler
Raphael Wicky und Tranquillo Bar-
netta gewonnen werden. Zu sehen
sind zwei verschiedene TV-Spots,
sechs Inseratesujets, und das neue
Portal www.bravo.ch in einer ersten
Welle im Mai und Juni; der zweite
Teil folgt im September und Oktober.

Kontakt: 
Sabina Müller
Mediensprecherin Nationales 
Präventionsprogramm Tabak, BAG
3003 Bern 
Tel. 031 322 95 05
sabina.mueller@bag.admin.ch

Weniger Rauch – mehr Leben! Erfolgreiche Tabakprävention
Nationales Programm mit neuer Kampagne. Der Tabakkonsum in der Schweiz geht zurück. Dies belegen die neusten Daten des Tabak-
monitorings. Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) thematisiert dies in einer Kampagne und spricht all jenen sein «Bravo!» aus, die sich dafür
eingesetzt haben, im Sport, in Schulen, im öffentlichen Verkehr, in Restaurants und am Arbeitsplatz rauchfreie Räume einzuführen. 

Thema: Wirksamkeit

Aktion 
«arbeitsplatz.
rauchfrei.»

Mit der Aktion «arbeitsplatz.rauch-
frei.» wollen das BAG, das Staats-
sekretariat für Wirtschaft seco 
und der Branchenverband der
schweizerischen Krankenversiche-
rer santésuisse möglichst viele
Unternehmen in der Schweiz mo-
tivieren, ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter vor dem Passivrau-
chen zu schützen und ihnen einen
rauchfreien Arbeitsplatz zu bieten.
«arbeitsplatz. rauchfrei.» schlägt
ein Vorgehen vor, wie in maximal
drei Jahren das Ziel eines rauch-
freien Betriebs erreicht werden
kann. Beratung und Unterstützung
für die Umsetzung eines rauch-
freien Betriebs erhalten die Firmen
bei den kantonalen Präventionsor-
ganisationen und Fachstellen. Die
Aktion wird zudem von Schweize-
rischen Arbeitgeberverband, vom
Schweizerischen Gewerkschafts-
bund und von Travail Suisse unter-
stützt. Beteiligen können sich
Klein-, Mittel- und Grossbetriebe,
Organisationen und Verwaltun-
gen. Die teilnehmenden Betriebe
nehmen an einer Verlosung mit
der Gewinnsumme von 50'000
Franken teil. Anmeldeschluss für
das Jahr 2006 ist der 30. Juni 2006. 

www.arbeitsplatz-rauchfrei.ch

Forum

Welche Prävention ist wie
wirksam? 

Diese Frage steht seit einem Jahr-
zehnt auf der Tagesordnung, das
heisst, seit das Klima der Budget-
kürzungen das Gesundheitswesen
beherrscht. Klar ist, dass die Frage
der Wirksamkeit von Programmen

und Massnahmen in
den Bereichen
nicht-medizinischer
Primärprävention
und Gesundheits-
förderung die betei-
ligten Akteure seit
langem beschäftigt:
Sie stellen sich die –
heute zentrale –
Frage, wie und mit
welchen Methoden
kann die Wirksam-
keit evaluiert wer-

den, um letztlich die Nachhaltigkeit
von Programmen und Interventio-
nen zu garantieren. Eines ist klar:
Wo immer dies möglich ist, müs-
sten Präventionsprogramme auf der
Basis von erhärteten Zahlen und
Fakten konzipiert und evaluiert wer-
den, wie es der Grundsatz der «Evi-
dence based medicine» (EBM) for-
dert. Es sei hier daran erinnert, dass
diese Bewegung – inspiriert von der
Arbeit des englischen Epidemiolo-

gen Archibald Cochrane – darauf ab-
zielt, zu einer Entscheidungsfindung
beizutragen, die auf den Ergebnissen
von systematischen Überprüfungen
und Meta-Analysen der Interventio-
nen und klinischer Praxis beruht.
Diese Analysen umfassen im allge-
meinen nur randomisierte klinische
Versuche (Randomised controlled tri-
als – RCT), die aufzeigen, welche
Unterschiede von – positiven und ne-
gativen – «outcomes» nach einer
oder mehreren Interventionen zwi-
schen der behandelten und einer
Kontrollgruppe bestehen. 
Die Grundfrage ist also, ob und in-
wieweit die Wirksamkeit der Inter-
ventionen nicht-medizinischer Prä-
vention und Gesundheitsförderung
diesem wissenschaftlichen An-
spruch genügen kann. Heisst das bei-
spielsweise, dass man auf Informa-
tionskampagnen zum Thema Sucht
verzichten soll, nur weil die Auswir-
kung auf das Verhalten der Zielgrup-
pe beinahe unbedeutend ist – selbst
wenn solche Kampagnen einen wich-
tige wirtschaftlichen Effekt haben, im
Sinne der Information und des ge-
sellschaftlichen Zusammenhaltes? 
Das öffentliche Gesundheitswesen
sieht sich mit einem steten Wandel
der Probleme konfrontiert: zuerst der
Kampf gegen die Infektionskrankhei-
ten und die Förderung der Hygiene,
dann die degenerativen chronischen
Krankheiten und heute die Patholo-

gien, die mit der Verschlechterung
und mit der Verarmung immer breite-
rer Schichten der Gesellschaft zu-
sammenhängen. Wenn die Auswir-
kungen der sozialen Ungleichheiten
auf das gesundheitliche Wohlbefin-
den «evidence-based» sind, sind die
Heilmittel, die durch die «klassische»
Gesundheitsförderung vorgeschla-
gen wurden, die hauptsächlich auf
die «individuelle Verantwortung» ab-
zielen, es keineswegs. So wissen wir
zum Beispiel dank verschiedener epi-
demiologischer Forschungsarbeiten,
dass die Armen mehr rauchen als
ökonomisch besser gestellte Men-
schen. Und trotzdem werden weiter-
hin Antiraucher-Kampagnen durchge-
führt, die sich an die gesamte Bevöl-
kerung richten, während die Lösung
des Problems in einer Verbesserung
der allgemeinen Lebensbedingungen
dieser spezifischen Bevölkerungs-
gruppe bestünde, anstatt bei ihnen
Schuldgefühle zu erwecken. 
Man muss sich fragen, ob die Verla-
gerung der Finanzierung in Richtung
medizinischer Primärprävention und
Sekundärprävention nicht nur eine
Folge des Wunsches ist, alles unter
diesen beruhigenden Regenschirm
der statistischen Evidenz, zu setzen.
Diese ist ja zu einem guten Teil auch
noch hausgemacht: durch die phar-
mazeutische Industrie und die Kon-
senskonferenzen, welche sie spon-
sert – die Folgen davon werden heute

langsam sichtbar: es geht um die Er-
weiterung der Märkte und Profite,
indem Leben und Gesellschaft zu-
nehmend medikalisiert wird und
nach und nach jeder einzelne Ge-
sunde verschwindet. 
Wir glauben, dass ohne ein neues
umfassendes begriffliches und poli-
tisches Konzept, das auf die sozio-
ökonomischen Gesundheitsdeter-
minanten abzielt, jede Intervention
der «öffentlichen Gesundheit» die
einzig auf den «Lebensstil» und in-
dividuelle Risikofaktoren ausgerich-
tet ist, nur ein gänzlich unwirksames
Alibi darstellt. Fünf Jahre Lebenser-
wartung trennen in der Schweiz die
Angehörigen der benachteiligten
Bevölkerungsschichten von den be-
vorzugten Klassen, obwohl die ge-
samte Bevölkerung – ungeachtet
ihrer Schicht – gleichberechtigt Zu-
gang zu allen medizinischen Leis-
tungen hat. Die gesundheitlichen
Ungleichheiten haben wirtschaftli-
che und soziale Ursachen, also kön-
nen die Heilmittel nur wirtschaftlich
und sozial sein. Hier steckt das
wahre Problem. Brauchen wir da
noch zu wissen, ob Prävention wirk-
sam ist?
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